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1. Anlass, Ziele, Zweck der Planung / Geltungsbereich 

Die Gemeinde Föritztal beabsichtigt für den Ortsteil Föritz eine Einbeziehungssatzung 
„Flurstraße“ zu erlassen. Das Satzungsgebiet umfasst die Teilflächen der Gemarkung 
Föritz, hier die Flurstücke Nr. 182, 119/26 im Eigentum der Gemeinde Föritztal und die 
Flurstücke Nr. 181/2, 184/3 und 183/2 im privaten Eigentum.  

Anlass für die Aufstellung der Einbeziehungssatzung „Flurstraße“ ist die Absicht der 
privaten Grundstückseigentümer, auf den im Geltungsbereich der Satzung gelegenen 
Teilflächen ihrer Grundstücke Wohnhäuser errichten zu wollen. 

Die bauplanungsrechtliche Beurteilung erfolgt derzeit nach § 35 BauGB. Eine Bebauung 
wäre nicht genehmigungsfähig, da die potenziellen Bauflächen außerhalb des im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles von Föritz liegen.  

Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit künftiger 
Wohnbebauung zu schaffen, wird von der Gemeinde Föritztal angestrebt die 
vorgenannte Einbeziehungssatzung „Flurstraße“ gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB zu 
erlassen. 

Der Aufstellungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung am 12.01.2021, Beschluss 
Nr. GR/277/21/2021 mit dem unten angefügten Geltungsbereich, Stand November 2020.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Geltungsbereich (ohne Maßstab) 

Die geplante Bebauung innerhalb des Geltungsbereiches dieser Einbeziehungssatzung ist 
unter Berücksichtigung der bestehenden Siedlungsstruktur ortsplanerisch vertretbar. Die 
Bebauung führt zu einer maßvollen Abrundung und Nachverdichtung der bestehenden 
Siedlungsstruktur. Darüber hinaus ist, besonders hinsichtlich der Mitnutzung der bereits 
vorhandenen Erschließung im Bereich der Flurstraße, der Aufwand, um Bauland zu 
schaffen maßhaltig und der örtliche Eigenbedarf an Wohnraum kann gedeckt werden. 
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2. Lage und Beschreibung des Plangebietes 

Das Planungsgebiet ist an der Flurstraße im Ortsteil Föritz der Gemeinde Föritztal im 
Landkreis Sonneberg gelegen. Es umfasst die im Lageplan gekennzeichneten Teilflächen 
der Grundstücke 119/26, 181/2, 182, 183/2 und 184/3, der Gemarkung Föritz.  

Die beplante Fläche weist, incl. dem Radweggrundstück (TF von Flurstück Nr. 119/26) und 
dem Feldweg (TF von Flurstück Nr. 182) sowie der nicht bebaubaren Biotopfläche auf der 
Flurstücks Nr.184/3, eine Größe von insgesamt 4.165 m² auf.  

Die erstgenannten Teilflächen, welche in Lage sowie in der Nutzung unverändert bleiben, 
sowie die im Geltungsbereich befindliche nicht  bebaubare Biotopfläche auf den 
Flurstücken Nr. 184/3 und 119/26 von der Gesamtfläche abgezogen, verbleiben ca. 2.815 
m² Wohnbaufläche. Die Grundstückstiefe wurde, in Anlehnung an die Tiefen der 
bebauten Grundstücke entlang der Flurstraße, mit 40,00 m   festgesetzt. 

Die Gemeinde plant ein Teilstück von dem Flurstück Nr. 184/3 mit ca. 51 m² zur 
Schaffung von 2 Stellplätzen parallel zur Flurstraße sowie ca. 3 m² Fläche zur Begradigung 
des Weges am Friedhof vom Flurstück Nr. 181/2 zu erwerben. Der bereits vorhandene 
Einzelparkplatz am Südende des Feldwegs des  Flurstückes Nr. 182 bleibt, von den 
Planungen unberührt, weiterhin bestehen. 

 

 
3. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

Vor Planaufstellung wurde bereits mit der Bauaufsichtsbehörde im Landratsamt 
Sonneberg die Satzungsart besprochen und die Einbeziehungssatzung für das Plangebiet 
als planungsrechtlichen Grundlage zur Schaffung von Wohnbauland festgelegt. 

Die Voraussetzungen für eine Einbeziehungssatzung sind erfüllt. 

Es handelt sich um Außenbereichsflächen, die in den Innenbereich einbezogen werden 
sollen. Weder die Lage noch die Größe der von der Planung betroffen Fläche 
(Geltungsbereich) haben ein solches städtebauliches Gewicht, dass die geplante 
Bebauung mit 3 Wohnhäusern die Aufstellung eines qualifizierten Bebauungsplanes 
gemäß § 1 Abs. 3 BauGB erfordern würde. Das gilt auch, da die Einbeziehung kleinerer 
Grundstücksteilflächen im Sinne einer Ortsabrundung  einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung entsprechen. Mit der vorliegenden Planung wird keine Zulässigkeit von 
Bauvorhaben begründet, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern. Somit sind 
die Voraussetzungen gemäß § 34 Abs, 5 BauGB als erfüllt anzusehen. 

Aufgrund der auf der südlichen / südöstlichen Straßenseite bereits bestehenden 
Bebauung ist durch die nunmehr geplante Wohnbebauung keine Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes zu erwarten. 
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4. Erschließung 
 4.1. Verkehr 

Die Zufahrt zu den einzelnen Grundstücken ist über die gemeindeeigene 
Erschließungsstraße „Flurstraße“ möglich. Von der Flurstraße aus ist die B 89 schnell und 
unkompliziert erreichbar.     

Für das Flurstückstück Nr. 181/2 kann die Zufahrt und Erschließung über die 
gemeindeeigenen Flurstücke Nr. 182 und 196/6 abgesichert werden.  

Die Eigentümerin des Flurstückes Nr. 181/2 wird zum Zwecke der durchgängig besseren 
Befahrbarkeit auf der linken Seite des Friedhofsweges eine Teilfläche des Flurstückes Nr. 
181/2                   an die Gemeinde Föritztal abgeben.  

Das Radweggrundstück (Flurstück Nr. 119/26, ehemaliger Bahndamm) und der Flurweg / 
Feldweg (Flurstück Nr. 182) befinden sich zwar im Geltungsbereich der geplanten Satzung 
„Flurstraße“ werden aber durch die Planung nicht verändert / tangiert und bleiben in ihrer 
bisherigen Lage und                                                   Nutzung unverändert. 

4.2. Wasser 

Die Trink- und Löschwasserversorgung ist durch den Anschluss an das öffentliche 
Versorgungsnetz in der Flurstraße gesichert. Darüber hinaus hat der Gemeinderat die 
Aufstellung einer Löschwasserkonzeption für das gesamte Gemeindegebiet beschlossen.  

4.3. Abwasser 

Die Abwasserentsorgung erfolgt im Trennsystem und wird über das Pumpwerk der 
Kläranlage in Heubisch zugeführt. Das Oberflächenwasser wird auf den 
Grundstücksflächen versickert.  

Für Baufelder, die aufgrund der Geländehöhen schmutzwasserseitig im Freigefälle nicht 
entwässert werden können, sind Abwasserhebeanlagen vorzusehen. 

Die Versickerung von Regenwasser ist in Thüringen durch die Thüringer Verordnung über 
die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von Niederschlagswasser (Thüringer 
Niederschlagswasserversickerungsverordnung – ThürVersVO–) vom 03.April 2002 zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 28.Mai 2019 (GVBl. S. 74, 122) geregelt. Die 
Anforderungen sind zu beachten. 

4.4. Elektro 

Die Stromversorgung ist durch das Leitungsnetz der TEN sichergestellt. Die 
Schutzabstände werden eingehalten. 
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4.4. Gas 

Die Gasversorgung ist durch das Leitungsnetz der TEN sichergestellt. 

4.5. Telekom 

Die Versorgung ist durch das Leitungsnetz der Telekom sichergestellt. 

4.6. Abfall 

Die öffentliche Abfallbeseitigung ist gewährt. 
 

5. Planungsrechtliche Festlegungen 

Die Bebauung der drei Flurstücke erfolgt in Anlehnung an den Bestand als „Dörfliche 
Wohngebiet“, bebaubar mit Wohnhäusern, maximal 2 Vollgeschosse und den 
dazugehörigen Nebenanlagen, wie Carports oder Garagen.  

Die anliegende Planzeichnung wird Bestandteil der Satzung. 

Sie regelt darüber hinaus die Lage der Baukörper sowie die Grund- und 
Geschoßflächenzahl. 

 
Die Bauvorhaben sollen sich an der vorhandene Umgebungsbebauung orientieren und 
einfügen. Gestalterisch können Sattel- und Walmdächer zugelassen werden. Die 
Nebenanlagen sollen sich dem Hauptgebäude gestalterisch unterordnen. 

 

Mit den Bauantragsunterlagen sind ein Lageplan mit der Darstellung der 
Entwässerungsplan sowie ein Frei- und  Grünflächenkonzept vorzulegen. 

 
 

6. Denkmäler, Bodenbeschaffenheit, Schutzgebiete und Naturschutz 
 

Im Plangebiet sind keine Kultur- und Bodendenkmäler vorhanden / bekannt. 
 
Auftretende Bodenfunde im Zuge von Erdarbeiten sind unverzüglich der 
Denkmalfachbehörde dem TLA für Denkmalpflege und Archäologie, Außenstelle Römhild 
bzw. der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landratsamtes Sonneberg zu melden.  
 
Der Erhalt des Biotopes erfolgt durch Ausweisung in der Planzeichnung durch die 
Umgrenzung der Flächen nach Punkt 13.3 der Anlage der PlanZV mit 
Schutzobjektbezeichnung „Biotop“. 
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Die einbezogenen Flurstücke werden derzeit landwirtschaftlich genutzt (Grünland). 
Aufgrund der Lage am unmittelbaren Siedlungsrand haben die Flächen nur eine geringe 
Bedeutung für Natur und Landschaft.  

 
Die naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen werden durch die Erstellung einer 
Flächenbilanz und den naturschutzrechtlichen Ausgleich mit Ausgleichszahlungen in den 
Kompensationsflächen- und Umsetzungspool Sonneberg vor Satzungsbeschluss 
umgesetzt. Die Ausgleichszahlung ist vier Wochen nach Erteilung der Baugenehmigung zu 
leisten. 
 
Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III des Wassergewinnungsgebietes des Tiefbrunnen 
zwischen Rottmar und Föritz. Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen hat mit allen 
notwendigen Sicherheitsvorkehrungen so zu erfolgen, dass eine Verunreinigung des 
Grundwassers und der Föritz ausgeschlossen ist.  
 
Wassergefährdende Stoffe dürfen nur in haushaltsüblichen Mengen (unter 100 l) bei 
entsprechender Bodenabdichtung gelagert werden.  
 
Die Errichtung von Erdwärmesonden mit Bohrungen in den Grundwasserbereich im 
Plangebiet ist nicht genehmigungsfähig.  
 
Durch ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung können gelegentlich Staub-, Lärm- 
und Geruchsimmissionen auftreten, die zu dulden sind. 
 
 

7. Verfahren / Kosten 

Frühzeitige TÖB- Beteiligung: 08.03.2021 – 09.04.2021 / 23.06.2021 

Frühzeitige Bürgerbeteiligung: 29.03.2021 – 30.04.2021  

Abwägung und Billigungsbeschluss: 27.07.2021 

TÖB-Beteiligung: ………………………………………………………. 

Bürgerbeteiligung: ……………………………………………….…….. 

Abwägung und Satzungsbeschluss: ………………………………… 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragsteller. 
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8. Hinweise auf Rechtsfolgen 
 

Verstöße wegen der Verletzung der in der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) 
enthaltenen oder auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verfahrens- oder 
Formvorschriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, müssen innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der 
Satzung gegenüber der Gemeinde Föritztal unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht werden. Werden solche Verstöße 
nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr geltend gemacht, so sind diese Verstöße 
unbeachtlich. Gemäß § 233 Abs. 2 BauGB wird auf die seit dem 01. Januar 2007 geltende 
neue Fristenregelung des § 215 Abs. 1 und 2 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich werden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis der Satzung und 
3. der nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlichen Mängel des Abwägungsvorganges, 
wenn diese nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Föritztal geltend gemacht werden. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründet, ist schriftlich darzulegen. Auf die Vorschriften des 
§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch 
diese Satzung und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 

Der Planverfasser 
 


